
Gabriel: Kein »Lex Kuka«
Minister lehnt Gesetzesverschärfung wegen Anteilskauf beim Roboterhersteller durch Chinesen ab

Bundeswirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel plant ungeachtet 
der angestrebten Teilübernah-

me des bundesdeutschen Roboterher-
stellers Kuka durch den Haushaltsgerä-
teproduzenten Midea keine Gesetzes-
änderung zum Schutz vor chinesischen 
Investoren. »Es geht nicht um eine 
konkrete Verschärfung des Außenwirt-
schaftsgesetzes«, sagte der SPD-Poli-
tiker und Vizekanzler am Mittwoch in 
Berlin. »Es gibt garantiert kein Kuka-
Gesetz. Das ist Quatsch.«

Dass Wirtschaftspartner aus der 
Volksrepublik der deutschen Politik 

nicht geheuer sind, hänge nicht mit der 
Nationalität, sondern von den jeweili-
gen Produktionsbedingungen zusam-
men. Gabriel machte deutlich, dass er 
dafür sei, auf EU-Ebene über »faire« 
Wettbewerbsbedingungen nachzuden-
ken und dafür Regeln zu schaffen. »Es 
geht nicht um Protektionismus«, so 
Gabriel weiter. »Es geht darum, Fair-
ness einzufordern.« Deutsche Arbeits-
plätze dürften nicht auf dem Altar der 
Marktwirtschaft geopfert werden, es 
müsse gleiche Spielregeln geben, sag-
te der Minister. Hiesige Unternehmen 
könnten auf Dauer nicht mit staatlich 

subventionierter Konkurrenz mithal-
ten, wie das Beispiel der Stahlindustrie 
zeige. Damit spielte er auf den seit Mo-
naten erhobenen Vorwurf an, Chinas 
Stahlkocher würden die Preise drük-
ken, weil sie wegen hoher Überkapazi-
täten ihre Produkte zu subventionierten 
Niedrigpreisen in die Märkte drückten.

In Teilen der Bundesregierung gibt 
es Bedenken gegen das Übernahmean-
gebot aus China. Nach Informationen 
der Wochenzeitung Die Zeit (Holtz-
brinck-Gruppe) solle bis Sommer ge-
prüft werden, ob eine Verschärfung des 
Außenwirtschaftsgesetzes sinnvoll sei. 

Dieses erlaubt bislang nur die Abwehr 
von Übernahmen bei Gefahren für die 
innere wie äußere Sicherheit.

Kuka gilt als Aushängeschild deut-
scher Robotertechnik. Midea hatte zu-
letzt ein Angebot von bis zu 4,5 Milli-
arden Euro angekündigt – das wäre der 
größte Coup von chinesischen Investo-
ren hierzulande. Ihnen gehören schon 
jetzt 13,5 Prozent der Kuka-Anteile, 
und sie streben mindestens 30 Prozent 
an. Der andere Großaktionär des Ro-
boterherstellers, der Maschinenbauer 
Voith, hält sich sein weiteres Vorgehen 
offen. (Reuters/jW)
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Rechts gewinnt in Peru

Gabriel: Kein »Lex Kuka«

Nach der Stichwahl: Egal ob Kuczynski oder Fujimori – auf das neue Staatsoberhaupt 
warten ein Berg Altlasten und wirtschaftliche Herausforderungen. Von Robert Ojurovic

Minister lehnt Gesetzesverschärfung wegen Anteilskauf beim Roboterhersteller durch Chinesen ab

Es ist knapp, doch im Grunde 
für die wirtschaftliche und so-
ziale Zukunft Perus unerheb-

lich: Nach ersten offiziellen Zahlen hat 
Pedro Pablo Kuczynski die Präsident-
schaftswahl gegen seine Konkurrentin 
Keiko Fujimori gewonnen. Den An-
gaben nach sind rund 93 Prozent der 
Stimmen ausgezählt. Kuczynski liegt 
demnach bei 50,32 Prozent, Fujimori 
bei 49,68 Prozent. Am Sonntag waren 
mehr als 22 Millionen Bürger des latein-
amerikanischen Landes aufgefordert, 
in einer Stichwahl das Staatsoberhaupt 
für die kommenden fünf Jahre zu be-
stimmen. Bei der Abstimmung standen 
sich zwei Kandidaten gegenüber, die 
vom äußeren Erscheinungsbild nicht 
unterschiedlicher sein könnten. Doch 
eine Alternative boten sie nicht. Rechts 
und konservativ sind beide, der frühere 
Weltbanker und Exwirtschaftsminister 
ebenso wie die Tochter des früheren 
Diktators Alberto Fujimori.

Den 77jährigen Kuczynski hatte das 
neoliberale Bündnis PPK (sein Na-
menskürzel und/oder Peruanos Por el 
Kambio; Peruaner für den Wechsel) 
unterstützt. Beim ersten Wahlgang im 
April hatte er 21 Prozent der Stimmen 
auf sich vereinigen können, weit abge-
schlagen hinter der Siegerin Fujimori. 
Die Politikerin und ehemalige »First 
Lady« des Landes von der liberal-kon-
servativen »Kraft des Volkes« (Fuerza 
Popular) hatte dank starkem Rückhalt 
bei Wählern aus ländlichen Gebieten 
40 Prozent der Stimmen auf sich ver-
einigen können. Ihr Programm ähnelte 
stark den Versprechungen ihres Vaters, 
der Peru von 1990 bis 2000 mit har-
ter Hand regiert hatte. Während die-
ser Zeit verordnete er mittels diverser 
»Reformen« der einheimischen Wirt-
schaft den neoliberalen »Fuji-Schock«. 
Das fand bereits damals den Beifall 
von Internationalem Währungsfonds 
und Weltbank, vertiefte jedoch die be-
reits damals gravierende soziale Un-
gleichheit nachhaltig. 2009 war er we-
gen Korruption und des Einsatzes von 
Todesschwadronen zu 25 Jahren Haft 
verurteilt worden.

Weil ohnehin keine inhaltliche 
Kontroverse zwischen Fujimori und 
Kuczyn ski zu erwarten war – beide Kan-
didaten setzten auf die Macht des Kapi-
tals –, waren es dann wohl die Vertreter 
der »Anti-Fujimorismo«-Bewegung, 
die den Triumph der Diktatorentoch-
ter verhindert haben. Die drittplazierte 
Kandidatin des ersten Wahldurchgangs, 
Verónika Mendoza vom Linksbündnis 

Frente Amplio (Breite Front), hatte vor 
der Stichwahl ihre Anhänger um Unter-
stützung für den Neoliberalen Kuczyn-
ski gebeten. Sie wisse zwar, dass der 
ihren Wählern politisch viel zu rechts 
sei, aber es gehe nun darum, die Rück-
kehr des »Fujimorismo« zu verhindern. 
Da in Peru Wahlpflicht gilt, würde auch 
die Abgabe eines leeren oder ungül-
tigen Stimmzettels nur den Fujimori-

Clan und die Rückkehr zu einem anti-
demokratischen und totalitären Regime 
begünstigen, so Verónika Mendoza in 
ihrem offiziellen Youtube-Kanal.

Nun wird der Kandidat der wirt-
schaftlichen Eliten wahrscheinlich 
neuer Präsident Perus, einem Land, 
das vom Rohstoffexport lebt. Beim 
Abbau von Kupfer, Gold und Silber 
liegt das Land international auf den 
vorderen Rängen. In den zurückliegen-
den Jahrzehnten wurden viele Staats-
betriebe an ausländische Investoren 

verkauft. Durch diese Privatisierungen 
sollte – wie überall auf der Welt – die 
marode Staatskasse aufgefüllt werden. 
Dummerweise führte das dazu, dass 
die Wirtschaft Perus aktuell von nord-
amerikanischen und europäischen Kon-
zernen quasi monopolartig kontrolliert 
wird.

Während Kuczynski – vermutlich 
als schwacher Präsident und weit 

entfernt von einer eigenen Kongress-
mehrheit – das Land wieder auf Kurs 
bringen muss, steht schon das nächste 
Übel vor der Tür. Der US-Hedgefonds 
Gramercy fordert, dass das Andenland 
Staatsanleihen in Höhe von 1,6  Mil-
liarden US-Dollar aus einer Agrar-
reform während der Militärdiktatur 
(1968–1980) zurückbezahlt. Bei dieser 
Reform war Großgrundbesitz mit ei-
ner Gesamtfläche von zehn Millionen 
Hektar enteignet und in Genossen-
schaften umgewandelt worden. Knapp 

90 Prozent der Entschädigungssumme 
für die Enteigneten wurden damals 
in langfristigen Staatsobligationen 
getätigt. Durch dann folgende Wirt-
schaftskrisen verloren die Anleihen 
massiv an Wert. Währenddessen (in 
den folgenden Jahrzehnten) versuch-
te Peru, den wirtschaftlichen Kollaps 
zu verhindern. Die Regierungen un-
terzeichneten zahlreiche bilaterale 
Freihandelsabkommen, so auch das 
United States-Peru Trade Promotion 
Agreement mit den USA. Im Zuge 
dieses 2009 in Kraft getretenen Pakts, 
kaufte der »Geierfonds« (so benannte 
die argentinische Präsidentin Cristina 
Fernandez de Kirchner Fonds, die auf 
ähnliche Weise ihr Land zur Kasse 
gebeten hatten) Gramercy die Staats-
anleihen billig auf – in der Hoffnung 
auf eine volle Rückzahlung durch den 
peruanischen Staat. Der lehnt dies ak-
tuell energisch ab. Es werde versucht, 
die Rechte Perus auf Kosten der Bevöl-
kerung zu beschneiden, um lediglich 
»Privatinteressen« durchzusetzen, ver-
lautete aus dem Wirtschaftsministeri-
um der amtlichen Nachrichtenagentur 
Andina zufolge. Doch das Beispiel Ar-
gentinien zeigt: Es braucht nur einen 
Schiedsspruch von US-Gerichten und 
einen neoliberalen Präsidenten, und 
schon fließt das Geld in die Taschen 
der Spekulanten.
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Laut Schlagzeilen vom Montag hat »PKK« Pedro Pablo Kuczynski die Wahl in Peru gewonnen

A
P

 P
H

O
T

O
/R

O
D

R
IG

O
 A

B
D

Ermittlung gegen 
 Exmanager der WestLB
Düsseldorf. Die Staatsanwalt-
schaft Düsseldorf ermittelt im 
Zusammenhang mit zweifel-
haften Aktiengeschäften gegen 
Exmanager der WestLB. Ein 
Sprecher der Anklagebehörde 
bestätigte dies am Mittwoch. 
Zuvor hatte das »Handelsblatt« 
darüber berichtet. Betroffen ist 
auch der jetzige Generalbevoll-
mächtigte der HSH Nordbank, 
Hans-Jürgen Niehaus, der in der 
Vergangenheit bei der WestLB 
Finanzvorstand war. Ein Spre-
cher der HSH Nordbank und 
Niehaus selbst wollten sich 
nicht dazu äußern. 
 (dpa/jW)
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Schon steht das nächste Übel 
vor der Tür: Der US-Hedgefonds 
Gramercy.


